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Fußball-Europameisterschaft, Sportwetten und Glücksspiel 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Laut „BILD“ vom 5. Juni 2008 erwarten die Anbieter von Sportwetten, dass 
deutsche Fans im Zusammenhang mit der Fußball-Europameisterschaft 800 
Mio. Euro im Internet und in Wettannahmen einsetzen werden. Wegen des 
restriktiven deutschen Rechts würden die Sportwetten ganz überwiegend im 
Ausland platziert. Deutschland gingen hierdurch hunderte Millionen Steuer- 
einnahmen verloren, dem deutschen Sport zig Millionen an Steuemgeldem. 

Antworten der Landesregierungen auf Kleine Anfragen der Fraktionen der 
FDP in Sachsen (Landtagsdrucksache 4/11994) und in Schleswig-Holstein 
(Landtagsdrucksache 16/2007) zeigen, dass dramatische Rückgänge bei Sport- 
wetten und Lotto zu verzeichnen sind, wodurch die Finanzierung des Sports 
und anderer Gemeinwohlbelange deutlich erschwert wird. 

Zeitgleich zu den Viertelfinalspielen der Europameisterschaft organisiert der 
Dachverband der staatlichen Europäischen Lottoanbieter „European Lotte- 
ries“ eine Tagung in Limassol (Zypern), bei der es um Marktwachstum, Er- 
weiterung alter und Erschließung neuer Vertriebswege im Glücksspielwesen 
gehen soll. 


1 . Wie hat sich der Markt für Sportwetten und Lotterien seit Inkrafttreten des 
Staatsvertrags zum Glücksspielwesen in Deutschland (Glücksspielstaats- 
vertrag) am 1. Januar 2008 entwickelt? 

Die Bundesregierung ist im Rahmen ihrer Gesetzgebungskompetenz zuständig 
für das gewerbliche Spiel auf Grundlage der Gewerbeordnung und der Spiel- 
verordnung. Die hier nachgefragten Sportwetten und Lotterien fallen in den Be- 
reich der Länder; entsprechend sind auch dort die wirtschaftlichen Daten für 
die Sportwetten und Lotterien abzufragen. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie vom 
3. Juli 2008 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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2. Welche Auswirkungen hatte diese Entwicklung auf die Steuereinnah- 
men? 

Die Einnahmen aus der Rennwett- und Lotteriesteuer haben sich insgesamt von 
Januar bis Mai 2008 gegenüber dem Vorjahreszeitraum (683 810 000 Euro) auf 
695 299 000 Euro erhöht. 


3. Welche Auswirkungen hatte diese Entwicklung auf die Sportförderang? 

Die Länder fördern aus den Erträgen der von ihnen geregelten Glücksspiele 
u. a. den Sport; daher sind die Auswirkungen der Abgabenentwicklung bei 
ihnen abzufragen. 


4. Welche Auswirkungen hatte diese Entwicklung auf die Beschäftigten in 
der Glücksspielbranche? 

Der Bundesregierang liegen keine detaillierten Zahlen über die Entwicklung 
der Beschäftigtenzahlen in der Glücksspielbranche vor - mit Ausnahme des 
gewerblichen Spiels, was hier nicht nachgefragt ist. Auch diesbezüglich sind 
die Länder Ansprechpartner der Frage. 


5. Welche Auswirkung hatte diese Entwicklung auf die Werbewirtschaft 
und auf das Sponsoring? 

6. Welche Auswirkungen hatte diese Entwicklung auf den professionellen 
Sport und den Amateursport sowie dessen Sponsoring- und TV-Rechte- 
Einnahmen? 

7. Welche Auswirkungen hatte diese Entwicklung auf kulturelle Institutio- 
nen und deren Sponsoringeinnahmen? 

Die Fragen 5, 6 und 7 werden gemeinsam wie folgt beantwortet: 

Es gilt Entsprechendes wie zu Frage 4 ausgeführt. 


8. Gäbe es für den Fall, dass sich der Glücksspielstaatsvertrag als verfas- 
sungs- bzw. europarechtswidrig erweisen sollte, eine verfassungskon- 
forme bundeseinheitliche Lösung für den Sportwettenbereich, und wie 
könnte diese aus Sicht der Bundesregierung aussehen? 

9. Wie steht die Bundesregierung für diesen Fall zu einer gewerberecht- 
lichen Regelung durch den Bundesgesetzgeber für den Bereich Sportwet- 
ten unter Ausschluss des Bereichs Lotterien, die weiterhin im Kompe- 
tenzbereich der Länder verbleiben würden? 

10. Wie könnte für diesen Fall eine Besteuerung mit dem Ziel aussehen, die 
im Ausland tätigen Sportwettenanbieter, -Vermittler und -Veranstalter 
nach Deutschland zurückzuholen? 

Die Fragen 8, 9 und 10 werden gemeinsam wie folgt beantwortet: 

Die Bundesregierung sieht den Glücksspielstaatsvertrag als verfassungs- und 
europarechtskonform an. Sie unterstützt die Länder in deren Entscheidung, das 
staatliche Wettmonopol aufrechtzuerhalten. 
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11. Mit welchen Wettumsätzen deutscher Fans rechnet die Bundesregierung 
im Zusammenhang mit der Fußball-Europameisterschaft? 

12. Wie werden sich diese Umsätze voraussichtlich auf Deutschland und auf 
das Ausland verteilen? 

1 3 . Welche Auswirkungen ergeben sich hieraus auf die Steuereinnahmen? 

14. Welche Auswirkungen ergeben sich hieraus auf die Sportforderung? 

15. Was sind aus Sicht der Bundesregierung die Gründe für ein Ausweichen 
deutscher Fans auf ausländische Märkte? 

Die Fragen 11, 12, 13, 14 und 15 werden gemeinsam wie folgt beantwortet: 

Der Bundesregierung liegen keine detaillierten Zahlen vor, aus denen sich die 
Wettumsätze deutscher Fans und deren Verteilung im Zusammenhang mit der 
Fußball-Europameisterschaft ergeben. Soweit hier TOTO- und Oddset- Wetten 
tangiert sind, sind die Länder die anzusprechenden Auskunftgeber. 


16. Wie stellt sich der Sach- und Streitstand hinsichtlich des von der EU- 
Kommission gegen Deutschland eingeleiteten Vertragsverletzungsverfah- 
rens dar? 

Die Bundesregierung hat in dem Vertragsverletzungsverfahren zum Glücks- 
spielstaatsvertrag am 20. Mai 2008 ihre Stellungnahme zu dem Mahnschreiben 
der EU-Kommission vom 1. Februar 2008 abgegeben. Darin stellt die Bundes- 
regierung dar, aus welchen Gründen die zwischen Bund und Ländern 
unterschiedlichen, in der Natur der jeweils angebotenen Glücksspiele liegenden 
Ausgestaltungen der jeweiligen rechtlichen Rahmenbedingungen auch unter 
europarechtlichen Maßgaben aufrechterhalten werden können. Eine Reaktion 
der EU-Kommission auf die deutsche Stellungnahme ist noch nicht eigangen. 


17. Wie hat sich die Rechtsprechung in Deutschland seit Inkrafttreten des 
Glücksspielstaatsvertrages am 1 . Januar 2008 entwickelt? 

Seit dem 1. Januar 2008 sind verschiedene Entscheidungen, auch Vorlagebe- 
schlüsse an den EuGFI, insbesondere von Verwaltungsgerichten zu Schließung 
von Wettbüros ergangen. Zuletzt hat das Verwaltungsgericht Schleswig-Hol- 
stein um eine Entscheidung des EuGH gebeten. Dieser Beschluss fügt sich ein 
in die Linie der deutschen Vorlagebeschlüsse aus dem Jahr 2007; aber auch 
Gerichte anderer Mitgliedstaaten haben um Entscheidung des EuGH nach- 
gesucht. Als „leading case“ hat sich ein portugiesisches Verfahren (Liga 
Portuguesa - C 42/07) herausgestellt, an dem sich auch die Bundesregierung 
beteiligt hat. Eine Entscheidung hierauf könnte noch in diesem Jahr vom EuGH 
getroffen werden. 


18. Werden an der von European Lotteries organisierten Tagung „Industry 
Days“ in Limassol (Zypern) Vertreter deutscher staatlicher Stellen teil- 
nehmen, und wenn ja welche? 

19. Wie beurteilt die Bundesregierang - vor dem Hintergrund des Glücks- 
spielstaatsvertrags - die Inhalte der Tagung? 

Die Fragen 18 und 19 werden gemeinsam wie folgt beantwortet: 

Ein Vertreter der Bundesregierung wird an der Tagung der European Lotteries 
in Limassol/Zypern nicht teilnehmen. Ob die Länder einen Vertreter dorthin 
entsenden werden, ist hier unbekannt. 
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